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In den vergangenen Jahrzehnten sind Gemeinwesen vermehrt 
dazu übergegangen, Organisationen ausserhalb der Zentral-
verwaltung zur Erfüllung staatlicher Aufgaben zu gründen. 
Dabei stellt sich die Frage, welche Bedeutung der Rechtsform 
für solche ausgegliederten Aufgabenträger zukommt. Die vor-
liegende Arbeit behandelt diese Fragestellung auf Ebene des 
Bundes, des Kantons Bern und der bernischen Gemeinden. 
Als Rechtsformen im Fokus stehen die rechtsfähige öffent-
lich-rechtliche Anstalt, die privatrechtliche sowie (auf Bundes-
ebene) die spezialgesetzliche Aktiengesellschaft. Die Arbeit 
beschäftigt sich namentlich mit der staatlichen Aufsicht über 
diese Organisationen, mit deren verwaltungsorganisatori-
schen Einordnung und den rechtsstaatlich-demokratischen 
Anforderungen bei der Ausgliederung. Sodann werden spe-
zifische, bei Ausgliederungen relevante Themenbereiche unter 
dem Gesichtspunkt der Rechtsformwahl analysiert: Regelungs-
aufwand des Gemeinwesens, Steuerbefreiung, Verfügungs-
befugnis, Arbeitsverhältnisse, Volksrechte, Oberaufsicht und 
Finanzkontrollaufsicht, öffentliches Beschaffungsrecht, Staats-
garantie und Staatshaftung. Die gewonnenen Erkenntnisse 
zeigen die Auswirkungen der jeweiligen Rechtsformwahl auf 
und liefern auch Ansätze für die Entscheidung, welche Rechts-
form bei welcher Ausgliederung vorzuziehen ist.
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V

Vorwort

Die Wahl der Rechtsform ausgegliederter Aufgabenträger weckt – für Fragen
mit verwaltungsorganisationsrechtlichem Bezug eher atypisch – nicht selten
ein aktives Interesse der Öffentlichkeit und der Politik. Auch die Rechtswis-
senschaft hat sich verschiedenen Fragen im Zusammenhang mit Ausgliede-
rungen vertieft angenommen, doch steht die Bedeutung der Rechtsform aus-
gegliederter Aufgabenträger im Sinn einer themenübergreifenden Fragestel-
lung meist nicht im Vordergrund.

Die vorliegende Arbeit widmet sich der letztgenannten Fragestellung und
möchte insoweit dazu beitragen, wieder etwas mehr Ordnung in die bisweilen
unübersichtlich gewordene verwaltungsorganisationsrechtliche Dogmatik im
Zusammenhang mit Aufgabenträgern ausserhalb der Zentralverwaltung zu
bringen. Sie soll damit auch Ansätze für die Entscheidung liefern, welche
Rechtsform bei welcher Ausgliederung vorzuziehen ist.

Bei diesem Versuch durfte ich auf die Mithilfe mehrerer Personen zählen,
denen ich zu grösstem Dank verpflichtet bin. Speziell erwähnen möchte ich
dabei
• Prof. Dr. Markus Müller, meinen Betreuer, der mir stets mit wertvollem

und zeitnahem Rat zur Seite stand und mich in meiner Vorgehensweise
bestärkte, mir aber auch sämtliche akademischen Freiheiten liess;

• Prof. Dr. Pierre Tschannen für die speditive Zweitbegutachtung;
• Dr. iur. Christoph Bürki für die zahlreichen ergiebigen Diskussionen und

die wertvollen, fachkundigen Hinweise zum Entwurf;
• meine Eltern für die äusserst gründliche Lektüre meines Entwurfs und die

hilfreichen Anregungen;
• meine Lebenspartnerin für ihren moralischen Beistand und ihre unend-

liche Geduld.

Ebenfalls zu Dank verpflichtet bin ich den Ansprechpartnern in den Verwal-
tungseinheiten und ausgegliederten Aufgabenträgern sowie den weiteren
Fachpersonen, welche meine Fragestellungen zur Behördenpraxis und zur
praktischen Handhabung von Gesetzesbestimmungen beantworteten, die in
den Materialien und gängigen Lehrbüchern nicht bzw. nur am Rand behandelt
werden.

Gesetzgebung, Rechtsprechung, Materialien und Literatur konnten bis Mitte
Juni 2015 berücksichtigt werden.

Langenthal, im November 2015 Patrick Freudiger
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